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Editorial

Afghanistan – ein konfliktträchtiges Land, das durch die Geschichte eng 

mit Deutschland verbunden ist . Unser Militär versucht, sich für Frieden 

einzusetzen, doch sagen selbst hohe Militärs, dass sie nur vorläufige Ergebnisse 

erzielen können, dass Friedensengagement und zivile Projekte nötig sind.

Professor Andreas Buro – Mitbegründer der deutschen Friedensbewegung

und emeritierter Politikprofessor – ist uns lange verbunden durch gemeinsames

Friedensengagement für Bosnien und Türkisch-Kurdistan. Er zeigt in diesem

Dossier konkrete Wege  zu einer Verbesserung der Konfliktlösung in Afghanistan

auf. Wir hoffen, dass die deutsche Politik diese Impulse aufnimmt.

Tauwetter ist auf Ihre Unterstützung angewiesen. Erstellung, Layout und

Druck geschieht von uns Franziskanern und Freunden in ehrenamtlicher Arbeit.

Doch Zusammenlegen, Heften und Schneiden sowie Versand müssen von 

uns bezahlt werden. Da hilft uns  Ihre Spende, wenn Sie die Möglichkeit dazu

haben. 

Eine gute Advents- und  Weihnachtszeit wünscht Ihnen

die Tauwetter Redaktion
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Der Afghanistan-Konflikt

Der Interventionskrieg der USA und der NATO in Afghanistan geht 2009 ins achte Jahr, er
dauert also schon länger als der Zweite Weltkrieg. Ein Ende ist nicht abzusehen. Manche Politi-
ker rechnen mit noch weiteren 10–15 Jahren. Die Intervention hatte ursprünglich – so die Le-
gitimation – die Selbstverteidigung der USA, die Festnahme der Al Qaida-Terroristen und die
Zerschlagung deren Angriffspotenzials zum Ziel. Mittlerweile ist sie zu einem Kampf gegen die
seinerzeit in Afghanistan herrschenden Taliban geworden, mit der erklärten Zielsetzung, das
Land in eine Demokratie zu verwandeln und marktwirtschaftlich zu entwickeln. Wer erinnert
sich da nicht an die vielen Kolonialkriege, die immer mit Heilsbotschaften der Interventen –
„The White Man’s Burden“1 – gerechtfertigt wurden. Obwohl die Mittel die Ziele bestimmen,
wurde die Intervention mit Hilfe der nördlichen Warlords betrieben, die ganz und gar nichts
mit Demokratie zu tun haben. Der Krieg wird auf dem Rücken der Bevölkerung des Landes ge-
führt, die nicht nur „Kollateralschäden“ zu tragen hat, sondern auch unter bitterer Armut lei-
det. 

Die deutsche Beteiligung wird unter anderem mit der These legitimiert: „Deutschland wird
auch am Hindukusch verteidigt.“ Diese Formel ist jedoch wenig einleuchtend. Die große
Mehrheit der deutschen Bevölkerung lehnt den westlichen Interventionskrieg und die deutsche
Beteiligung daran ab. Je mehr Deutschland sich in die Verstrickungen dieses Krieges begibt, de-
sto stärker wird es als Feind der islamischen Welt wahrgenommen. Das bedeutet für die Deut-
schen zunehmende Bedrohung sowie Freiheitsbeschränkungen durch die eigene Regierung
zwecks vermeintlicher Terror-Abwehr und eine sich weiter verstärkende Einbindung in das un-
friedliche System der Konfliktbehandlung mit militärischen Mitteln.

Dieser unheilvollen Entwicklung wollen wir entgegenwirken, indem wir im Rahmen des
‚Monitoring-Projekts: Zivile Konfliktbearbeitung, Gewalt- und Kriegsprävention‘ zivile, eben
nicht-militärische Möglichkeiten der Konfliktbearbeitung aufzeigen. Diesem Ziele dient das
hier vorgelegte Dossier. Dabei skizzieren wir nicht einfach eine heile und vernünftige Welt, die
es in Wirklichkeit nicht gibt, sondern knüpfen an den legitimen Interessen der Konfliktakteure
an. Die militärische Kontrolle von Rohstoffreserven anderer Länder, der Sturz von unliebsamen
Regierungen, die Installierung von abhängigen Regimen, die Errichtung strategischer Militär-
stützpunkte in vielen Teilen der Welt und die Einübung der NATO als militärischem Instru-
ment der reichen Industriestaaten für weltweite Einsätze gehören sicher nicht zu den legitimen
Interessen.
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Afghanistan ist seit der britischen Kolonialpolitik immer wieder militärischen Interventio-
nen ausgesetzt gewesen, gegen die sich die Afghanen militärisch verteidigt haben (s. historischer
Anhang). Unter den Interventionen hat die Entwicklung des Landes sehr gelitten. Innere Span-
nungen sind eskaliert. Wir plädieren deshalb in diesem Dossier für eine konsequente Friedens-
und Entwicklungspolitik, die den Bedürfnissen der afghanischen Gesellschaft entspricht. Da-
mit soll Konfrontation in Kooperation transformiert werden. Deutschland könnte dabei – auch
zum Vorteil der eigenen Gesellschaft – eine wichtige Rolle spielen, wenn es seine gegenwärtige
Politik und Ausrichtung auf weltweite Interventionen aufgeben und auf eine Politik der zivilen
Konfliktbearbeitung umschwenken würde. Gegenwärtig sind Tendenzen zu einem solchen
Umschwung nicht erkennbar, eher das Gegenteil.

Dieses Dossier soll dazu dienen, in der Friedensbewegung und bei den Bürgerinnen und
Bürgern in unserer Gesellschaft und in einer breiten Öffentlichkeit ein Bild einer anderen, einer
friedlichen, zivilen Politik zur Lösung von Konflikten bekannt zu machen. Damit sie wissen,
militärgestützte Politik ist nicht alternativlos, und damit sie besser in der Lage sind, auch in die-
sem konkreten Krieg friedenspolitische Forderungen zu vertreten.
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Mitte 2008 sind es vor allem die folgenden
Elemente, welche die Situation im afghani-
schen Konflikt charakterisieren:

Zur Lage in Afghanistan

n „Am 9. Mai 2008 haben sich in Kabul
3000 Stammesvertreter, Intellektuelle und Po-
litiker aus allen Teilen Afghanistans zur ‚Natio-
nalen Friedens-Jirga‘ und damit zu einer lan-
desweiten Friedensbewegung zusammenge-
schlossen. Sie repräsentiert die breite, kriegsmü-
de Bevölkerungsmehrheit vor allem aus dem
Süden und Osten Afghanistans, die sich drin-
gend nach Frieden und nach einem Abzug der
ausländischen Soldaten sehnt, die längst nicht
mehr als Befreier, sondern immer stärker als Be-
satzungsmacht empfunden werden. Ihre Bot-
schaft lautet: Afghanistan ist noch nicht verlo-
ren. Der Krieg ist auf dem Schlachtfeld nicht zu
gewinnen, und nur ein Dialog kann Schlimme-
res verhindern. Es gibt Menschen, die bereit
sind zu helfen, damit der Friedensprozess in
Gang kommt und Afghanistan in eine fried-
liche Zukunft blicken kann. Sie bitten die eu-
ropäischen Regierungen und insbesondere die
Bundesregierung um Hilfe. Deutschland genoss
in Afghanistan wie kein anderes Land in Euro-
pa ein historisch gewachsenes hohes Ansehen.
Doch die Reste der alten Sonderbeziehung
schwinden rasch2. Deutsche Medien be-
schwören diese Legende, um die Bevölkerung
darüber hinwegzutäuschen, dass Deutschland

Elemente der aktuellen Konfliktsituation

Kriegspartei eines ungerechten Krieges ist. Der
Spitzname der Deutschen in Afghanistan lautet
mittlerweile: ,Amerikas Wachhunde‘. Da die
Taliban Gespräche mit der afghanischen Regie-
rung und den Amerikanern ablehnen, könnte
die Bundesregierung – eventuell gemeinsam mit
anderen europäischen Regierungen – in Ge-
sprächen mit der Opposition und der afghani-
schen Regierung eine neue Tür für Verhandlun-
gen öffnen. Repräsentanten der ‚Nationalen
Friedens-Jirga‘ führten darüber bereits im Mai
ein konstruktives Gespräch mit dem deutschen
Botschafter Hans-Ulrich Seidt.“ (Otmar Stein-
bicker, Aachener Friedenspreis e.V., in den
„Aachener Nachrichten“, 5.7.2008) Für die
Bundesregierung eröffnet sich damit eine
Chance, sich für Frieden in Afghanistan zu
engagieren. Dazu muss sich die Bundesregie-
rung von der US-Kriegspolitik distanzieren,
wenn sie die Rolle einer Maklerin überneh-
men will.

n Afghanistan ist ein Vielvölkerstaat
und hat somit eine Bevölkerung mit sehr un-
terschiedlichen Loyalitäten. Paschtunen (ca.
40 %), Tadschiken (25 %), mongolstämmige
Hazara (15 %) und Usbeken (5 %) sind die
größten Völker neben vielen weiteren kleine-
ren. Dari, Paschtu und Usbekisch sind die
vorherrschenden Sprachen. Verbindend
wirkt, dass fast alle Muslime sind (ca. 84 %
Sunniten, 15 % Schiiten). Die Religion ist ein
wichtiges verbindendes Element. Es bestehen
große Unterschiede zwischen städtischer und
ländlicher Bevölkerung, welche die große
Mehrheit der etwa 29 Millionen Einwohner
ausmacht. Ein modernes produktives Bürger-
tum existiert in diesem Lande fast nicht. 
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n In der Armutsstatistik liegt Afghanis-
tan auf Platz 174 von 178 Ländern (UN-
Armutsindex). Die Armut ist auf dem Lande
besonders groß. Unter wachsenden Teilen der
Bevölkerung herrscht sogar Hungersnot.
Landwirtschaft und Tierhaltung sind die
wichtigsten Arbeitsgebiete. Die Afghanen
sind insbesondere durch die Lebensweise auf
dem Lande mit den Stammestraditionen
stark verbunden. Die medizinische und so-
ziale Versorgung ist in der Regel schlecht, ge-
ring ist der Grad der schulischen Ausbildung.
Traditionelle Haltungen und Beziehungen
gestalten in hohem Maße das Alltagsleben
und das Rechtswesen. Die Regierung in Ka-
bul und ihr Rechtssystem sind weit entfernt
und ohne wirklichen Einfluss auf das Leben
der Menschen. Die Landbevölkerung wird
von der Entwicklungshilfe kaum erreicht.
Die internationale Entwicklungspolitik er-
folgt ohne konsistente Strategie, die die un-
terschiedlichen Bedürfnisse insbesondere der
ländlichen Bevölkerung berücksichtigt. Sie
ist vor allem nicht angemessen friedenspoli-
tisch orientiert. Die Abstimmung der Ent-
wicklungszusammenarbeit mit den Afghanen
erfolgt meist nicht oder nicht auf den wich-
tigsten Hierarchieebenen und wird von den
Geldgebern dominiert.  

n Historische Erfahrungen, ständige
Zivilverluste durch Bombardements, man-
gelnde Sicherheit, Armut und die starken tra-
ditionalen Bindungen veranlassen viele Af-
ghanen, sich gegen die Interventen von
außen zu wenden. „Modernisierung“ nach
fremden Vorbildern ist in der Geschichte 
Afghanistans immer wieder auf großen Wi-
derstand gestoßen und hat zum Sturz oder
sogar zur Ermordung von Herrschern ge-
führt. Auch die Mobilisierung von Wider-

stand durch die USA gegen die damalige
kommunistische Regierung in Kabul, der die
sowjetische Invasion 1979 zur Folge hatte,
baute auf traditionelle Orientierungen und
Werte, die gegen westliche Modernisierung –
so wurde auch die sowjetische Intervention
dort begriffen – standen. Landesweite Ko-
operationsbereitschaft zur westlich geprägten
Modernisierung, wenn sie nicht der unmit-
telbaren und fühlbaren Förderung der Le-
bensbedingungen dient, ist also nicht selbst-
verständlich. Die Bedeutung der Stämme, die
auf ihrer Eigenständigkeit bestehen, ist nach
wie vor groß. Um in der afghanischen Politik
einen gewissen Einfluss zu haben, ist die Un-
terstützung von Stämmen sowie das Ver-
ständnis ihrer komplexen Strukturen und
Wertesysteme unverzichtbar. Heute wird
vielfach anerkannt, dass der 2001 auf dem
Petersberg eingeleitete politische Prozess zum
Wiederaufbau Afghanistans fehlerhaft war.

n Der jahrzehntelange Krieg hat die
Menschen in mehrfacher Hinsicht schwer be-
lastet. Sie haben Angehörige verloren, waren
als Opfer und Täter beteiligt und wurden
körperlich und seelisch verletzt. Es muss da-
von ausgegangen werden, dass die afghani-
sche Gesellschaft noch sehr lange an dieser
Traumatisierung leiden wird und dass es dar-
auf ankommt, eine Situation zu schaffen, in
der die Geschichte der Gewalt verarbeitet
werden kann. Die Gesellschaft ist von den
jahrelangen Kriegen geprägt. Der mangelhaf-
te politische Prozess nach 2001 hat zu einer
Situation geführt, in der neben offiziellen
Strukturen neue informelle, unsichere, parti-
elle Herrschaftsformen (Warlords, Opium-
kartelle) im Sinn eines „informellen Kräfte-
gleichgewichts“ aufgebaut wurden. Mit dem
weltweit höchst selten angewandten System
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des Single Non-Transferable Vote3 ist im Jah-
re 2005 ein Wahlsystem installiert worden,
das nicht erlaubt, starke Koalitionen zu bil-
den, und darüber hinaus die Wahl ehemaliger
Gewaltakteure und Drogenbarone begün-
stigte. Westliche Demokratiemodelle erschei-
nen für die Situation des Landes historisch
problematisch: Der traditionelle afghanische
Prozess der Willensbildung stützt sich auf das
System der Jirgas (= Ratssitzungen), denen
der reine Mehrheitsentscheid nach westli-
chem Verständnis fern liegt. Vielmehr
bemühen sich Afghanen eher um Konsens-
bildung. Gerade in Zeiträumen, die eine na-
tionale Erholung von außengesteuerten Aus-
einandersetzungen und den Rückzug frem-
der Truppen vorsehen, muss dieser zentrale
Unterschied zu unseren modernen Konflikt-
gesellschaften verstanden und respektiert
werden. 

n Gesellschaftliche und wirtschaftliche
Veränderungen sind langsame und langfristi-
ge Prozesse. Modernisierung muss aus der
Gesellschaft heraus entstehen, zusammen mit
der Veränderung der Produktionsstrukturen.
Dabei ist es ein großes Problem, dass von al-
len Seiten billige Industrieprodukte ohne
Rücksicht auf die eigenen Produktionen in
das Land einströmen und so eigenständige
Produktionsstrukturen durch Verdrängungs-
konkurrenz zerstören oder gar nicht erst ent-
stehen lassen. Nachholende Industrialisie-
rung hat in vielen Teilen der Welt, so auch in
Deutschland, Schutzzölle vor übermächtiger
internationaler Konkurrenz benötigt. Diese

Bedingung ist gegenwärtig in Afghanistan
nicht gegeben. 

n Die Regierung in Kabul ist weitge-
hend abhängig von der Unterstützung durch
die Interventionsmächte, die über 90 % ihres
Budgets finanzieren, und sie militärisch nur
notdürftig und keineswegs nachhaltig abzusi-
chern versuchen. Dieser Versuch ist zudem
auf die Hauptstadt und regionale Zentren
(u.a. Provinzhauptstädte) begrenzt. Erhebli-
che Teile der hier tätigen äußerst kleinen
„modernen“ Elite sind von den Zahlungen
der Interventen abhängig und so an sie ge-
bunden, was eine eigenständige, auf die af-
ghanischen Interessen bezogene Politik be-
hindert. Durch die mehr oder minder offene
Einbeziehung von Drogenwarlords in diese
provisorische Absicherung werden die Pro-
bleme Afghanistans vertieft und konserviert.

n Die Zusammensetzung der Regie-
rungsinstitutionen ist in erheblichem Maße
dadurch bestimmt, dass die USA ihren An-
griff auf Afghanistan in Kooperation mit den
Warlords des Nordens – also Kräften aus den
nicht-paschtunischen Teilen des Landes – be-
trieben haben, die an der Zerstörung Kabuls
zwischen 1992 und 1996 beteiligt waren.
Diese Warlords spielen nun eine wichtige
Rolle in den Regierungsinstitutionen. Von
ihnen demokratisches Verhalten oder Interes-
se zu erwarten, ist illusorisch. Sie sind an der
Besetzung von Machtpositionen und Ein-
flussnahme zu ihren Gunsten interessiert. In
ihren eigenen regionalen Machtbereichen
blocken sie eine Einflussnahme der zentralen
Regierung eher ab. Es sind also nicht nur 
die Taliban, sondern auch die Warlords und
die mit ihnen vernetzten Opiumbarone der
Nordallianz, welche die Einflussmöglichkei-
ten der Regierung weitgehend beschränken. 
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n Angesichts der erheblichen Inkompe-
tenz der offiziellen Gerichte, der schlechten
Bezahlung von Polizei und Militär sowie der
problematischen Zusammensetzung der Re-
gierung und ihrer Institutionen spielt Kor-
ruption von oben bis unten eine zentrale Rol-
le. Das führt unter anderem dazu, dass Hilfs-
gelder auf offiziellem Wege kaum ihren Weg
bis ins ländliche Gebiet finden. Dieser Man-
gel korrespondiert unglücklich mit der feh-
lerhaften Entwicklungshilfe, die Sozialpro-
jekte priorisiert, die in den Bevölkerungen
der Geberländer in gutem Ansehen stehen,
während nachhaltiger Selbsthilfe-Aufbau
und wichtige Infrastrukturmaßnahmen nicht
intensiv genug betrieben oder aber einseitig
an den militärischen Erfordernissen der Be-
satzungstruppen ausgerichtet werden. So z.B.
wenn Brunnen in der Nähe des militärischen
Stützpunktes statt mitten in den Dörfern an-
gelegt werden.

n Die Interventionsstaaten und andere
geben neben den militärischen Ausgaben
auch Gelder für die Entwicklung Afghanis-
tans. Diese betrugen 2002–2006 für Ent-
wicklungshilfe ca. 7 Mrd. US$ und für Ge-
sundheit/Ernährung ca. 0,43 Mrd. US$. Da-
gegen wurden für den militärischen Bereich
ca. 82 Mrd. US$ ausgegeben. (Quelle: IMI-
Analyse 2007/029). Dieses Verhältnis von
10:1 oder schlechter gilt nicht für alle Inter-
ventionsstaaten; im Ergebnis ist jedoch deut-
lich, dass die Entwicklung des Landes kaum
Chancen hat. Viele Kenner beurteilen außer-
dem die Hilfe als wenig effektiv. Vor allem
kommen die Mittel nur in ganz geringem
Maße der großen Mehrheit der ländlichen
Bevölkerung zugute. Dieses Missverhältnis
gilt auch für die etwa 26 Provincial Recon-
struction Teams (PRT), die vom Militär ge-

stellt und propagandistisch in den Geberlän-
dern stark hervorgehoben werden. 

n Mittlerweile werden unter dem Be-
griff „Taliban“ oft alle diejenigen Afghanen
verstanden, die sich gegen die ausländischen
Streitkräfte zur Wehr setzen, also aufständi-
sche Aktionen unternehmen. Dies bedeutet
jedoch nicht, dass die Taliban in Wirklichkeit
eine einheitliche Gruppe bildeten. Richtiger
erscheint es, die Heterogenität der Taliban
und ihre unterschiedlichen Motivationen an-
zuerkennen, aber auch deren teilweise Veran-
kerung in der Bevölkerung, speziell in der
paschtunischen. Die Taliban basieren zum
Teil auf Traditionen der paschtunischen Ge-
sellschaft, zum Teil auf theologischen Be-
gründungen, die vor allem in jüngerer Zeit
Verbreitung gefunden haben. Das macht ihre
Stärke aus. Allerdings haben auch militäri-
sche „Kollateralschäden“ große Teile der af-
ghanischen Bevölkerung in die Arme der Ta-
liban getrieben. Die Bindungen der Bevölke-
rung an die Taliban haben vor allem etwas
mit Traditionen, Religion, Armut, Perspek-
tivlosigkeit durch wachsende Unsicherheit
und mit lokalen Machtverhältnissen zu tun.
Sie sind differenziert wahrzunehmen und 
zu behandeln. Schwarz-Weiß-Einstufungen
sind gänzlich ungeeignet. 

n Taliban und Al Qaida sind nicht
identisch. Während die Taliban sich vorwie-
gend auf die afghanische Situation konzen-
trieren, folgt Al Qaida einer eher internatio-
nalen Orientierung, die auch in Konflikt mit
örtlichen Interessen der Taliban geraten
kann. Al Qaida wird nicht zuletzt von Nicht-
Afghanen unterstützt, deren vornehmliches
Ziel der Kampf gegen die ‚westlichen‘ Mäch-
te ist; das Ziel einer eigenständigen Entwick-
lung Afghanistans tritt vielfach dahinter zu-
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rück. Mit rücksichtslosem Terror, der die Zi-
vilbevölkerung nicht verschont, hat Al Qaida
anscheinend immer wieder Sympathie in der
Bevölkerung verloren und wird auch von af-
ghanischen Widerständlern kritisiert. 

n Die Taliban haben in der Zeit ihrer
Herrschaft die Opiumproduktion seit 1996
langsam gesteigert, bis auf Proteste/Drohun-
gen aus den USA hin im Jahr 2000 eine radi-
kale Senkung auf rund 100 Tonnen p. a. er-
reicht wurde, die wohl kaum ohne Hunger-
aufstände hätte durchgehalten werden kön-
nen. Dann kam die militärische Intervention
und machte jeden Drogenbaron „hoffähig“ –
auf der einen oder anderen Seite der Kriegs-
parteien –, so dass die Opiumproduktion
sehr ausgeweitet werden konnte. Davon pro-
fitieren die Bauern relativ wenig, während die
Taliban mit den Opium-Einkünften ihre
Kriegführung finanzieren und die Opium-
Barone ihren Einfluss absichern. Das Interes-
se an einer Verringerung der Opiumproduk-
tion ist deshalb gering, die destabilisierende
Wirkung offensichtlich. Die Eindämmung
des Opiumanbaus gehört nicht zu dem Man-
dat der ISAF-Truppen. Mittlerweile werden
etwa 50 % des Bruttoinlandsprodukts über
Drogen erwirtschaftet. Etwa 2 Millionen Af-
ghanen gewinnen daraus ihr Einkommen.
Afghanistan hat bereits Kolumbien im Dro-
genmarkt überholt. 

Ziele und Aktivitäten 
von USA und NATO

n Der Krieg in Afghanistan ist so schwer zu
beenden, weil er ursprünglich Teil der Strate-
gie der Neokonservativen in den USA war,
der sogenannten „Greater Middle East Initia-
tive“. Es ging um Ziele der US-Imperialpoli-

tik und nicht um Frieden und Demokratie in
dem Lande. Für die US-Politik in Zentralasi-
en wurde unter dem Einfluss so wichtiger
Außen- und Militärpolitiker wie Brzezinski,
Eagleburger und Kissinger ein Konzept ent-
wickelt mit den Hauptzielen: „Stärkung der
Unabhängigkeit der Staaten in dieser Region
von ihren Nachbarn (insbesondere Russland,
A.B.), Stärkung ihrer Bindungen an den Wes-
ten, Brechung des russischen Monopols über die
Öl- und Gastransportwege aus der Region. Die-
se Zielsetzung wurde im Jahre 2000 vom zu-
ständigen US-Unterausschuss des US-Reprä-
sentantenhauses bestätigt.“ (Spoo, Eckart, in:
Ossietzky 17.7.2008) In diesem Zusammen-
hang ging es um den Bau einer Pipeline durch
Afghanistan. Hamid Karsai, jetzt Chef in Ka-
bul, fungierte bei den Verhandlungen des Öl-
giganten Unocal mit den Taliban über den
Bau einer Pipeline als Berater des Konzerns.
Auch der spätere US-Sonderbeauftragte für
Afghanistan, Khalilzad, kommt aus dieser
Firma. Sind Öl und Gas die eigentlichen
Hauptziele des sogenannten „War on Terror“,
so stehen entsprechend Friedensverhandlun-
gen zur Herstellung der afghanischen Souver-
änität nicht auf der Tagesordnung der mi-
litärischen Interventen, sondern nur mili-
tärischer Sieg. Ein Teil der Interventionstrup-
pen steht unter dem Mandat des UN-Sicher-
heitsrats (Resolution 1386 v. 20.12.2001). Es
sind dies die International Security Assistance
Force (ISAF), die von der NATO geführt
wird und einen Frieden erzwingenden Auf-
trag hat, was heute vielfach Aufstands-
bekämpfung heißt. Die Operation Enduring
Freedom (OEF) steht unter Führung der
USA. Sie soll den Krieg gegen die Taliban
und Al Qaida führen. Ursprünglich sollten
ISAF und OEF getrennt operieren. Seit 2007

l 10



verwischen sich die Zuständigkeiten zuneh-
mend. ISAF wird mehr und mehr zur Krieg
führenden Truppe und fordert mittlerweile in
großem Maße Luftunterstützung. Insgesamt
werden doppelt so viele Einsätze geflogen wie
gegenwärtig im Irak. (Rose, J., Freitag Nr. 27,
4.7.2008, S. 5) ISAF wird deshalb von der
Bevölkerung immer weniger als eine eigen-
ständige Schutztruppe, sondern als ein Teil
der ohne UN-Mandat operierenden Inter-
ventionsverbände angesehen, die wenig
Rücksicht auf Sicherheitsbedürfnisse der Be-
völkerung nehmen. Ihre Kriegführung be-
ruht vorwiegend auf High-Tech-Waffen,
durch welche sehr häufig große „Kollateral-
schäden“ – also Tote und Verwundete unter
der Zivilbevölkerung – entstehen. Dies führt
nicht nur zur zunehmenden Abwendung der
afghanischen Bevölkerung von den Interven-
tionstruppen, sondern stärkt häufig die Kräf-
te der Taliban, da Leidtragende von Bombar-
dements sich ihnen anschließen.

n Die Interventionstruppen sehen sich
vor viele zivile Probleme gestellt, auf die sie
als Militär keine Antwort haben. Sie
bemühen sich deshalb, die ihnen fehlenden
Fähigkeiten durch die Heranziehung ziviler
Organisationen zu erlangen. Das wird als zi-
vil-militärische Zusammenarbeit (ZMZ, auf
englisch: CIMIC) bezeichnet. Die ZMZ zivi-
lisiert aber nicht den militärischen Einsatz,
sondern dient der Steigerung der Wirksam-
keit der militärischen Intervention. Mit einer
Politik der Zivilen Konfliktbearbeitung hat
dies nichts zu tun. 

n Die deutsche Regierung wird von den
USA und der NATO zunehmend gedrängt,
ihre Truppenstärke zu erhöhen und sich ver-
stärkt an den Kampfhandlungen im Süden
und Osten Afghanistans zu beteiligen. Sie hat
diesem Drängen durch den Einsatz von Tor-
nado-Kampfflugzeugen nachgegeben, eine
schnelle Eingreiftruppe (QRF) gebildet und
kündigt Truppenverstärkungen an. Die jüngst
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geforderten AWACS-Aufklärungsflugzeuge,
mit teilweise deutscher Besatzung, sind für
die Bodenaufklärung ungeeignet. Sie dienen
vielmehr der weiträumigen Aufklärung der
Bewegungen in der Luft bis nach Iran und
Pakistan und können auch als Leitstelle für
Kampfeinsätze gegen diese Länder verwendet
werden.

n Die Interventionspolitik konzentriert
sich vornehmlich auf den Sieg über die Tali-
ban und Al Qaida. Der deutsche Verteidi-
gungsminister schätzt, dass die Bundeswehr
noch 5–10 Jahre in Afghanistan zu bleiben
habe, ehe eine Stabilisierung erreicht sein
wird. Andere sprechen von 10–15 Jahren. Da
jedoch niemand einen so langen Zeitraum
prognostisch überschauen kann, muss man
von einem ungewissen Ende der Militärinter-
vention ausgehen. Eine Alternative zur jetzi-
gen Interventionspolitik wird von den Regie-
rungen zumindest öffentlich nur unzurei-
chend erörtert. 

n In den letzten Jahren hat sich die mi-
litärische Situation und damit auch die Si-
cherheitslage für die Bevölkerung von Afgha-
nistan drastisch verschlechtert. So hat sich die
Zahl der militärischen Anschläge einer Studie
des Hamburger Instituts für Friedensforschung
und Sicherheitspolitik zufolge von etwa 2.600
im Jahr 2006 auf rund 4.000 im  Jahr 2007
erhöht. Insbesondere die Zahl der Selbst-
mordattentate nahm zu. Kam es 2005 nur zu
17 Anschlägen dieser Art, waren es 2007 be-
reits 131. Ob islamistische und nationalis-
tische Paschtunen, Drogenhändler und loka-
le Milizen, Al Qaida-Terroristen und Jihadis-
ten aus dem Ausland, Antizentralisten und
autonome Kräfte – insgesamt zählte die
UNO schon im Jahr 2006 bis zu 2.200 illega-
le bewaffnete Gruppen. Mit bis zu 200.000

Kämpfern, die über mehr als 3,5 Millionen
leichte Waffen verfügen, kontrollieren sie
nach Schätzungen der internationalen Exper-
tengruppe Senlis Council mittlerweile 54 Pro-
zent des afghanischen Territoriums; in weite-
ren 38 Prozent sind sie präsent. (J. Rose, Frei-
tag, 27, vom 4.7.2008)

n „Wichtig ist, die Deutschen in Kunduz
zu bekämpfen und zu töten. Die Deutschen
sind der wichtigste Feind im Norden, und we-
gen ihrer Stationierung in Kunduz wird diese
Stadt bald zum Kandahar des Nordens.“ Die
Ankündigung von Taliban-Kommandeur
Qari Bashir Haqqani an die Bundeswehr
2008 macht deutlich, dass der Boden für die
deutsche ISAF-Truppe auch in der stets als re-
lativ friedlich dargestellten Besatzungszone
Nord heißer wird. Aus den von ihr kontrol-
lierten Gebieten im Süden stößt die afghani-
sche Guerilla über Provinzen im Westen im-
mer weiter auf die von den Deutschen gehal-
tenen Positionen vor. (ebd.)

n Da die NATO als weltweite Interven-
tionstruppe aus westlicher Sicht nicht besiegt
werden darf, ist eine ständige militärische Es-
kalation zu erwarten, denn „Vietnam 1973“
– die US-Truppen mussten damals flucht-
artig Vietnam verlassen – soll auf alle Fälle
vermieden werden. Präsidentschaftskandidat
Obama will ebenfalls mehr Soldaten nach Af-
ghanistan entsenden. US-Verteidigungsmin-
ster Robert Gates schlug vor, statt der bisheri-
gen „Strategie des Aufbaus“, auf eine klassi-
sche Anti-Aufstandsstrategie umzustellen
(SZ 13.12.2007, S. 8). Auch alles dies deutet
darauf hin, die Interventionsmächte setzen
ganz auf die militärische Karte – eine furcht-
erregende Perspektive!
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Interessen und Einfluss 
der Nachbarstaaten

n Die Regierungen der Nachbarstaaten Af-
ghanistans – Pakistan, China, Tadschikistan,
Usbekistan, Turkmenistan und Iran, aber
auch das fernere Russland – haben unter-
schiedliche und widersprüchliche Interessen
an diesem Konflikt. Keine dieser Regierun-
gen hat ein Interesse an der Ausbreitung eines
radikalen Islamismus, der in ihren Ländern,
insbesondere bei den muslimischen Völkern,
zu Opposition und zu Unruhen führen
könnte. Sie wollen auch nicht, dass sich die
USA oder die NATO in Afghanistan mit
dauerhaften Militärstützpunkten einnisten.
Angeblich wurden bei den Taliban-Kämpfern
Waffen aus China gefunden, die möglicher-
weise über Waffenschmuggler oder über den
Iran eingekauft wurden (Spiegel Online 4. 9.
2007). Eine Beteiligung des Iran wird von
den USA immer wieder behauptet – wurde
jedoch nie bewiesen, es gibt nicht einmal
glaubwürdige Indizien (z.B. durch eindeutige
Herkunftsbeweise o.ä.). Die USA suchen
auch andernorts nach Argumenten für einen
Angriff auf Iran. Karsai selbst hat in diese De-
batte eindeutig eingegriffen – und klarge-
stellt, dass der Iran sich freundschaftlich ver-
hält.4 Offizielle Bestätigungen für Waffenlie-
ferungen aus anderen Nachbarländern liegen
verständlicherweise nicht vor. Iran fühlt sich
dem Volk der Hazara, die mehrheitlich Schi-
iten sind, besonders verbunden. Sie waren
während der Taliban-Herrschaft Massakern
ausgesetzt.

n Indien, der Gegenspieler von Pakistan,
unterstützt die Regierung in Kabul, die selbst
ein prekäres Verhältnis zu Islamabad hat. In-
dien und Pakistan sind in der Kaschmir-Fra-
ge seit Jahrzehnten verfeindet. Indien gehört
seit 2001 zu den wichtigsten Partnern der Re-
gierung Karsai. Es repariert Staudämme, baut
das neue Parlament und unterstützt Kran-
kenhäuser und Schulen. 3.500 bis 4.000 In-
der arbeiten in solchen Projekten, werden al-
lerdings auch immer wieder Opfer von Ent-
führungen, obwohl sie bei der Bevölkerung
relativ beliebt sind (taz 8.7.2008). Am 7. Juli
2008 tötete ein Selbstmordattentäter 40
Menschen vor der indischen Botschaft in Ka-
bul. 

n Die britische Kolonialpolitik hatte mit
der Durand-Linie einen Teil des paschtuni-
schen Siedlungsgebietes an Pakistan ange-
schlossen, der westliche Teil blieb in
Afghanistan. Von Afghanistan ist diese Tei-
lung des Siedlungsgebietes der Paschtunen
nie akzeptiert worden. Sie bildet einen Kon-
fliktpunkt zwischen beiden Ländern. Nach
wie vor fühlt sich die so geteilte paschtuni-
sche Bevölkerung miteinander verbunden.
Das führt dazu, dass die Taliban und Al Qai-
da paschtunische Gebiete auf der Seite Paki-
stans als Rückzugsgebiete für ihre Unterneh-
mungen nutzen können. Die paschtunischen
Stämme in diesem Gebiet kämpfen ent-
schlossen für die Sicherung ihrer Autonomie
gegenüber Islamabad. Die Regierung Pakist-
ans versucht über Friedensverträge mit den
Stämmen ihren Machtbereich zu erhalten.
Die dortigen Taliban-Islamisten, die das
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ganze Land von Peshawar bis zur afghani-
schen Grenze kontrollieren, wandten sich ge-
gen solche Abkommen und gerieten in Kon-
flikt mit einzelnen Stämmen.

n Jüngste Angriffe der US-Streitkräfte
auf diese pakistanischen Gebiete haben zu ei-
ner erheblichen Verstimmung zwischen den
USA und Pakistan geführt. Daraus kann sich
angesichts der labilen Situation in Pakistan
eine Ausweitung des Krieges entwickeln.
Schon wird von Islamistenführern von einem
„Heiligen Krieg“ gegen die pakistanische Ar-
mee gesprochen, wenn diese den USA helfe,
Militäroperationen auf pakistanischem Ge-
biet zu führen. (taz 30.6.2008)

Probleme und Gefahren 
der gegenwärtigen Situation

Ungeklärt ist das generelle Problem, wie das
Knäuel aufgelöst werden kann, das aus mate-
riellen Herrschaftsinteressen und intellektu-
eller Vorherrschaft der Herrschenden ge-
genüber den Analphabeten und der Religion
besteht. Ungeklärt ist auch, wie eine tatsäch-
liche Entwaffnung der Warlords möglich sein
könnte, ohne dass es zu einem Bürgerkrieg
kommt, wie nach dem Abzug der sowjeti-
schen Truppen. 

Falls Stabilität das Ziel der westlichen Mi-
litärintervention ist, so steht sie vor einem
Dilemma. Sie ist weder in der Lage, eine sta-
bile und sichere Ordnung zu bewirken, noch
ist dies allein durch den Abzug ihrer Truppen
zu erreichen. 

Die Tradition der Stämme, ihre Autono-
mie gegen staatliche Ansprüche zu verteidi-
gen, die Armutssituation und die „Kollateral-
Opfer“ der Bombardierungen veranlassen
immer mehr Menschen, sich dem bewaffne-

ten Kampf gegen „den Westen“ anzu-
schließen. Die NATO-Bombardements stär-
ken somit die Gegner der Interventionstrup-
pen. 

Der Konflikt steht in einem engen Zu-
sammenhang mit der paschtunischen Bevöl-
kerung im pakistanischen Grenzgebiet. Bei
einer Ausweitung des Krieges auf Pakistan
und – bei einem US-/Israel-Angriff – auf Iran
dürfte der Krieg seine bisherigen Grenzen
überschreiten und völlig außer Kontrolle ge-
raten. 

Mit Eskalation und Ausweitung des Krie-
ges verschärft sich die Polarisierung zwischen
islamischen Ländern und den intervenieren-
den westlichen kapitalistischen Staaten. Zu-
nehmende Verfeindung und Feindbilder in
den Gesellschaften werden das Ergebnis sein.
Eine friedliche Lösung – auch von Konflikten
außerhalb Afghanistans – würde immer
schwieriger.
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Unter legitimen Interessen werden hier sol-
che verstanden, die mit der Charta der Ver-
einten Nationen und der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte übereinstim-
men. Entscheidungen des UN-Sicherheitsra-
tes konstituieren nicht unbedingt legitime
Interessen, da sie auch von den partikularen
Interessen mächtiger Staaten bestimmt sein
können.

›› Friede ist das wichtigste legitime 
Interesse.

›› Die Bevölkerung Afghanistans, so unter-
schiedlich sie auch ist, hat ein legitimes In-
teresse an Sicherheit, an der Beendigung
der militärischen Intervention und der
Herstellung von Frieden, in dem Wieder-
aufbau und eine Verbesserung ihrer Le-
bensverhältnisse möglich sind. Dazu ist es
notwendig, dass die Minen und die Clu-
sterbomben geräumt werden, damit das
Land wieder sicher bearbeitet werden
kann. Die Afghanen haben aber auch ein
legitimes Interesse, eine eigenständige po-
litische, wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklung zu gestalten und sich nicht die
Gestaltung ihrer Gesellschaft von außen
vorschreiben zu lassen. Die bisherige Pra-
xis starker ausländischer Vorgaben sehr
verschiedener Art zur Reform des Sicher-
heitssektors (für den Aufbau einer afgha-
nischen Armee, der nationalen Polizei, bei
der Reform der Justiz, der Drogen-
bekämpfung und der Demobilisierung
von Milizen) wird diesem Interesse nicht
gerecht. Das von der Regierung Karsai an-
genommene technokratische Entwick-

Legitime Interessen der Akteure des Konflikts

lungskonzept nach Vorgaben der Welt-
bank entspricht weder nach Inhalt noch
nach Entstehungsprozess diesem Interes-
se. Auch die europäischen Länder haben
sehr viel Zeit – Jahrhunderte! – gebraucht,
um ihre bürgerlich-parlamentarischen Ge-
sellschaften aufzubauen. In Afghanistan
müssen unter erschwerten Bedingungen
erst die Grundlagen für eine Verfasstheit,
die der afghanischen Situation gemäß ist,
von den Afghanen selbst gelegt werden.
Ein legitimes Interesse kann in den
Bemühungen bestehen, eine für ihre Ge-
sellschaft repräsentative Verfassung und
Regierung zu schaffen. Dies wird aller-
dings, nicht zuletzt wegen der Autonomie-
Bestrebungen der Stämme, ein schwieriges
Unterfangen sein.

›› Warlords und Drogenbarone haben zwar
massive Interessen, denen sie auch mit al-
len Mitteln nachgehen. Diese sind aber
keineswegs legitim, da durch sie Unge-
rechtigkeit und Unterdrückung gefördert
und die Interessen der eigenen Bevölke-
rung durch den wachsenden Drogenkon-
sum unterminiert werden.

›› Ein legitimes Interesse der Anliegerstaa-
ten ist es, zu verhindern, dass der Krieg in
Afghanistan auf ihre Gebiete übergreift.
Sie müssten sich deshalb um eine Deeska-
lation des Konflikts bemühen, so weit es
in ihrer Macht steht. Sie haben ferner das
legitime Interesse, die USA und die
NATO davon abzuhalten, Afghanistan
als einen Vasallenstaat herzurichten, der
als ein strategisch-militärisches Sprung-
brett nach Zentralasien dienen kann.
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›› Die USA und die NATO-Staaten haben
das legitime Interesse, dass in Afghanistan
nicht Terroristen für Anschläge in ihren
Ländern ausgebildet werden. Dieses Ziel
ist vermutlich durch die Zerstörung der
ursprünglichen Ausbildungslager bereits
erreicht. Die Fortführung der Militärin-
tervention fördert dagegen jetzt den Zu-
zug internationalistischer, islamistischer
Kämpfer, die de facto eine Ausbildung im
Kampf erhalten, welche sie später auch
andernorts terroristisch nutzen können.
Ein Interesse dieser Staaten an der Be-
kämpfung der Taliban und vor allem an
einem Eingriff in die Entwicklung des
Landes oder seine Nutzung für weiter rei-
chende strategische Ziele kann nicht als
legitim angesehen werden. Auch die Ver-
minderung des Mohnanbaus für die Her-
stellung von Opium kann nicht als ein
Interesse gewertet werden, das einen In-
terventionskrieg rechtfertigt, abgesehen
davon, dass die lokale Bündnispolitik der
Interventen, die sich auf die Drogenwar-
lords stützt, die Opiumproduktion bisher
nur enorm gesteigert hat.

›› Deutschland hat nur das legitime Interes-
se zu verfolgen, mit Afghanistan ange-
messene wirtschaftliche und entwick-
lungspolitische Beziehungen herzustel-
len, wodurch selbstverständlich nicht sei-
ne Beteiligung am Interventionskrieg ge-
rechtfertigt wird. Laut Grundgesetz ist
Deutschland verpflichtet, zum Frieden in
der Welt beizutragen, aber nicht für im-
periale Ziele Krieg zu führen.

Ziele ziviler 
Konfliktbearbeitung
Eine notwendige Vorbemerkung: Konflikte
dieser Art hängen von Entscheidungen und
Verhalten auf allen politischen und gesell-
schaftlichen Ebenen ab. Es wäre illusionär zu
glauben, ein Wandel könnte allein aufgrund
gesellschaftlicher und sozialer Bewegungen
herbeigeführt werden. Deshalb werden im
Folgenden auch Vorschläge für internationa-
les und nationalstaatliches Handeln unter-
breitet, wenngleich wir wissen, dass solche
Vorschläge meist von der Politik nicht akzep-
tiert werden. Unsere Vorschläge sind aber aus
einem anderen Grunde wichtig: Uns wird
immer vorgehalten, die jeweilige militärische
Konfliktbearbeitung sei alternativlos. Wir
wollen jedoch zeigen, es gibt sehr wohl zivile
und menschenrechtlich geprägte Alternati-
ven zu den vorherrschenden Kriegspolitiken.
Dabei ist nicht zu erwarten, dass Friedensstif-
tung und -vermittlung durch einen einmali-
gen Akt erreicht werden. Vielmehr geht es
darum, von verschiedenen Akteuren und An-
sätzen aus einen Prozess ziviler Konfliktbear-
beitung anzustoßen und damit die zunächst
noch bestehenden Blockaden für einen Dia-
log zu überwinden. 

Je nach der aktuellen Situation werden
sich an ziviler Konfliktbearbeitung nicht-
staatliche, staatliche und internationale Or-
ganisationen beteiligen. „Es gibt nicht das eine
Konzept ziviler Konfliktbearbeitung als All-
heilmittel für den Umgang mit Interessensge-
gensätzen und unterschiedlichen Werte- und
Überzeugungssystemen. Zivile Konfliktbear-
beitung ist voraussetzungsreich und stellt hohe
Anforderungen, auch an die Friedensforschung,
deren Analysen deutlich mehr als die unmittel-
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baren Konfliktparteien und deren Streitgegen-
stand einbeziehen müssen. Ihre Umsetzung er-
fordert vielfältige politische Abwägungen und
Entscheidungen. Aber genau in diesen Heraus-
forderungen steckt ihr großes Potential, nicht
nur zur Gewaltreduktion, sondern ebenso zur
gesellschaftlichen Entwicklung beitragen zu
können ...“ (Weller/Kirschner 2005) 

Wesentliche Akteure der NATO setzen
aus vielerlei Gründen auf militärisches Vorge-
hen, auch wenn dadurch eine friedliche Lö-
sung offensichtlich in immer weitere Ferne
rückt. Die zivile Strategie für Afghanistan, die
hier als Grundlage für die Politik-Orientie-
rung und Argumentation der Friedensbewe-
gung vorgeschlagen wird, muss ihren Ansatz
mit ihrem übergreifenden Ziel verbinden,
militärische Interventionspolitik zurückzu-
drängen und zivile Konfliktbearbeitung zur
gängigen Praxis werden zu lassen. Aus dieser
Sicht sind die Ziele dieser zivilen Afghanis-
tan-Strategie:

›› Frieden und Kooperation zu fördern und
damit die Sicherheit im Lande zu stärken;

›› darauf zu drängen, dass den Völkern Af-
ghanistans nicht die Möglichkeit zu einer
selbstbestimmten Entwicklung und staat-
lichen Ordnung in Einklang mit ihren hi-
storischen Traditionen verstellt wird;

›› einen Ausweg aus der militärischen Kon-
frontation zu eröffnen;

›› zivile Konfliktbearbeitung (ZKB) zu er-
proben und als vorteilhafte Alternative
bekannt zu machen;

›› möglichst viele NATO-Länder auf diesen
zivilen Kurs zu bringen;

›› die Selbstständigkeit der EU-Staaten ge-
genüber der US-Interventionspolitik zu
fördern, auch wenn keine Illusion über
die Bereitschaft vieler EU-Staaten, sich an
militärischer Interventionspolitik weiter-
hin zu beteiligen, bestehen darf.
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Die Situation in Afghanistan kann nicht
schlagartig verändert werden. Die führende
NATO-Macht USA ist z.Zt. nicht bereit, ihre
Truppen abzuziehen, ebenso wenig die
NATO. Im Juli 2008 erklärte der Präsident-
schaftskandidat Obama, er werde als Präsi-
dent der USA 10.000 weitere Soldaten nach
Afghanistan senden. (FR 17.7.2008) Deshalb
ist jede Diskussion unter dem Vorzeichen
„Wenn morgen alle Truppen abziehen“ un-
realistisch. Die Weichenstellung hin zu ziviler
Konfliktbearbeitung muss daher voraussicht-
lich bereits unter den Bedingungen fortge-
setzter Kampfhandlungen erfolgen. Darauf
zielen die folgenden Vorschläge.

Die Ausgangsthesen lauten: 
Erstens: Da eine baldige Änderung der

US-Interventionspolitik nicht zu erwarten
ist, muss ein gewichtiger beteiligter Staat aus-
scheren, um zu zeigen, dass eine nicht-mi-
litärische Bearbeitung des Konflikts aus der
jetzigen Sackgasse führen kann. Deutschland
könnte diese wichtige Rolle durch eine frie-
denspolitische Wende seiner bisherigen Af-
ghanistan-Politik spielen und gleichzeitig
eine Exitstrategie für die NATO eröffnen.
Die Unterstützung für eine solche Wende
scheint in der deutschen Gesellschaft vorhan-
den zu sein, denn etwa 2/3 der Bevölkerung
lehnen den Bundeswehreinsatz ab. Auch
wenn die Bundesregierung diesen Vorschlä-
gen nicht folgt, wäre eine Öffentlichkeit, die
sich diese Vorschläge zu eigen macht und die
Regierung daran misst, ein erheblicher
Druckfaktor, und zwar auch auf andere EU-

Eine Zivile Strategie für Frieden, 
Sicherheit und Entwicklung in Afghanistan

NATO-Länder. Es würde anstecken, wie
seinerzeit die „Hollanditis“5.

Zweitens: Erst wenn die afghanische Be-
völkerung eine Verbesserung ihrer Lebensver-
hältnisse unter Wahrung ihrer Autonomie
und ihrer Würde erkennen kann, wird sie
sich auch so engagiert für Frieden und gegen
Konfrontation einsetzen, dass eine Chance
entsteht, Frieden Wirklichkeit werden zu las-
sen. Eine wesentliche Verbesserung erfährt sie
jedoch nicht durch die bisherigen Tätigkeiten
der ISAF-Truppen, geschweige denn durch
die OEF-Kampfeinsätze. ISAF-Einsätze kön-
nen trotz aller absichtsvollen Verklärung kei-
ne systematische Politik der Entwicklung
und Friedensförderung betreiben. 
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Anforderungen an die deutsche Politik

Im Folgenden wird Deutschland eine beson-
dere Rolle zugemutet, die in Kontrast zu sei-
ner bisherigen Politik steht. Wenn es die Rol-
le annähme, käme es zu Kontroversen mit
den USA und der NATO, denn Deutschland
würde damit aus der imperialen Machtstrate-
gie der hochindustrialisierten Staaten, insbe-
sondere der USA ausscheren. Dafür könnte
es die Kooperation vieler Staaten gewinnen,
die sich durch die Hochrüstung und den
Machtanspruch der USA in ihrer eigenstän-
digen, freien Entfaltung bedroht sehen.
›› Deutschland nennt ein festes, nahe lie-

gendes Datum, bis zu dem die deutschen
Truppen aus Afghanistan abgezogen sein
werden. Nur unter dieser Voraussetzung
darf das ISAF-Mandat für die Bundes-
wehr verlängert werden, nicht aber das
OEF-Mandat. Es gibt damit ein deutli-
ches Signal der Neuorientierung. Die
Bundeswehreinheiten erhalten die An-
weisung, sich ab sofort nicht in Kämpfe
einzumischen. Dies gilt sowohl für Trup-
pen, die der OEF zugeordnet sind, für
ISAF-Truppen, für die Quick-Reaction
Force (QRF) und für den Einsatz der Tor-
nados. Dabei ist an das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zu denken, das
den verfassungsgemäßen Einsatz von Tor-
nados an die heute nicht mehr gegebene
deutliche Trennung von OEF und ISAF
band. Der Bundestag stimmt gegen einen
Einsatz von AWACS-Flugzeugen mit
deutscher Besatzung.

›› Berlin gibt gleichzeitig bekannt, es werde
seine zivile Hilfe je nach Bedarf bis zu
dem Betrag aufstocken, der durch den
Abzug der Truppen frei würde. Das sind
etwa 500 Millionen Euro jährlich. Diese
Mittel stünden für Entwicklungsprojekte
in Afghanistan zur Verfügung, die von
Orten und/oder Regionen des Landes ge-
meinsam für wichtig und nützlich gehal-
ten werden und tatsächlich die Lebensbe-
dingungen der Menschen vornehmlich
auf dem Lande verbessern. Dort ginge es
um schulische, soziale und medizinische
Versorgung. Dabei sollen Frauen in be-
sonderer Weise unterstützt werden. Fer-
ner müssen Arbeitsplätze, Wasserversor-
gung und landwirtschaftliche Produktio-
nen, unabhängig vom Mohnanbau für
die Opiumherstellung, geschaffen wer-
den. Von den UN sind Vorschläge hierfür
ausgearbeitet worden. Von besonderer
Relevanz sind hier Vorschläge aus der af-
ghanischen Gesellschaft. Deutsche Af-
ghanistan-Experten sollten gebeten wer-
den, Strategien der Entwicklung für die
unterschiedlichen Bedingungen in Af-
ghanistan zu entwerfen und zur Diskussi-
on zu stellen. Eine Zusammenarbeit mit
dem „National Solidarity Program“
(NSP) der Weltbank, das anscheinend an
lokalen Bedürfnissen ansetzt, könnte un-
ter den vorgenannten Bedingungen eines
eigenen afghanischen Entwicklungspoli-
tikprozesses geprüft werden.

19 l

Anforderungen
Alle an einer solchen Wende interessierten Kräfte sollten nach ihren 
jeweiligen Möglichkeiten auf die Konfliktbeteiligten einwirken und die folgenden
Anforderungen an sie stellen:



›› Die Bundesregierung beendet das Ne-
beneinander der Ministerien als Geber
und setzt eine effektiv und transparent
geführte Koordinierung ein.

›› Die Bundesregierung erklärt ihre Bereit-
schaft, als Vermittlerin zwischen den
Konfliktparteien, sowohl innerhalb Af-
ghanistans, als auch mit den Interven-
tionsmächten, zu dienen. Sie nimmt die
erforderlichen Kontakte für diese Mission
auf und beginnt mit bilateralen Ge-
sprächen, um die Vorstellungen und
Wünsche der einzelnen Akteure zu erfah-
ren und weiter zu vermitteln.

›› Die Gesellschaft für Technische Zusam-
menarbeit (GTZ) und andere einschlägige
Dienste werden beauftragt, angepasste
Technologien für die Produktion von 
Gebrauchsgegenständen vorzuschlagen,
die unter den Bedingungen vor Ort produ-
ziert werden können. Die Projektarbeit
sollte angesichts der zu erwartenden langen
Vorlaufzeiten sogleich begonnen werden. 

›› Die weltweit erfolgreichen Modelle der
Kleinkredite werden in Afghanistan ein-
gesetzt, um die Wirtschaft anzukurbeln.

›› Für die Projekte sollten zunächst Regio-
nen mit besonders günstigen Bedingun-
gen ausgewählt werden, in denen auch
eine gewisse Konzentration von Projek-
ten verwirklicht werden kann. Dabei darf
allerdings der paschtunische Siedlungsbe-
reich nicht ausgespart werden. Dies wür-
de auf andere Regionen ausstrahlen. Die
Menschen würden verstehen, dass sich
Frieden und Kooperation für sie lohnen.
So wüchse die Bereitschaft, sich an Pro-
jekten aktiv zu beteiligen und Konflikte
friedlich zu lösen.

›› Die Konzentration auf den ländlichen
Bereich schließt nicht aus, auch allgemei-
ne oder städtische Projekte zu unterstüt-
zen. Dazu kann die rechtsstaatliche Aus-
bildung von Polizisten gehören, soweit
diese nicht zu Kampftruppen umfunktio-
niert werden.

›› Die Festlegung der Projekte bedarf unab-
dingbar der Einbeziehung und der Zu-
stimmung der örtlichen oder regionalen
Kräfte und auch derer, die sich den Tali-
ban zuordnen. Wer Aussöhnung will,
darf die bisherigen Gegner nicht ausgren-
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zen! Auf diese Weise können auch Dialog
und Zusammenarbeit der verschiedenen
Kräfte vor Ort, sowie Vertrauen unterein-
ander gefördert werden.

›› Die ins Ausland geflohene afghanische
Intelligenz sollte ermutigt werden, in ihre
Heimat zurückzukehren, um dort an der
Entwicklung mitzuwirken. Dem könnte
auch eine vorübergehende materielle För-
derung dienen. Allerdings stoßen Exil-
Afghanen bei ihrer Rückkehr oft auf Ab-
lehnung und Neid wegen der vermuteten
Übernahme westlicher Lebensformen
und Einstellungen. Deshalb sollte der
Qualifizierung von Afghanen und Afgha-
ninnen im Inland zusätzlich eine hohe
Priorität eingeräumt werden.

Die folgenden Prinzipien 
sollten bei Entwicklungsprojekten
maßgebend sein:
› Vorschläge für Projekte können von al-

len Seiten gemacht werden.
› Alle zuständigen Kräfte werden zur

Erörterung und Beschlussfassung der
Projekte von denen eingeladen, die
den Vorschlag gemacht haben.

› Projekte werden nur verwirklicht,
wenn alle Seiten einschließlich der Ge-
ber zustimmen. Kommt keine Eini-
gung zustande, so werden die Projekte
nicht verwirklicht.

› Die bisherigen entwicklungspoliti-
schen Projekte werden einer sorgfälti-
gen Bewertung (Evaluation) unterzo-
gen, so dass Erfahrungen berücksich-
tigt werden können

› Für die Ausführung von Arbeiten wer-
den möglichst örtliche Kräfte einbezo-
gen, auch wenn sich dadurch die Ko-

sten erhöhen sollten. Wichtig ist, dass
Einkommen durch Arbeit entsteht,
die Produktionsstrukturen im Lande
gefördert und gleichzeitig eine Qualifi-
zierung von Arbeitskräften ermöglicht
wird.

› Korruption ist nicht hinnehmbar,
selbst wenn dann ein Projekt nicht ver-
wirklicht werden kann. 

› Projekte und die dabei gemachten Er-
fahrungen sind im ganzen Land zu pu-
blizieren, um die Arbeit und ihre Prin-
zipien bekannt zu machen. Das kann
die Projektarbeit ausweiten. 

› Von Seiten der Bundesrepublik sollte
die Zusammenarbeit so koordiniert
werden, dass die verwirrende Konkur-
renz verschiedener staatlicher und
NRO-Akteure überwunden wird und
damit die Wirksamkeit der Maßnah-
me gesteigert werden kann.

› NRO-Akteure werden an ihre erklärte
Hilfsaufgabe erinnert, die nicht im
faktischen Widerspruch zum Selbst-
entfaltungspotential der Kräfte vor
Ort stehen darf.

›› Die Bundesregierung appelliert an die
NATO, solche Projekte, Orte und Regio-
nen nicht in die Kriegführung einzube-
ziehen, auch wenn an den Projekten den
Taliban nahestehende Kräfte beteiligt
sind. Solche Appelle sollten auch von
denjenigen ausgehen, die an den Projek-
ten interessiert sind und dort mitarbei-
ten. Das Auswärtige Amt könnte helfen,
das Konzept der Friedenszonen in Afgha-
nistan wirksam zu machen.

›› Die Bundesregierung bemüht sich gleich-
zeitig darum, dass andere in Afghanistan
engagierte NATO- und EU-Staaten
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ihrem Beispiel folgen. Kleinere NATO-
Staaten könnten ein Interesse haben, sich
dem interventionistischen Militärkurs
der USA und der NATO zu entziehen, da
sie sich von zivilen Strategien viel bessere
wirtschaftliche Möglichkeiten in Nah-
und Mittelostasien versprechen. Die
Bundesregierung erläutert ihre neue Poli-
tik der NATO und den USA.

›› Mit einer derartigen Politik könnte
Deutschland eine Wende hin zum
tatsächlichen Vorrang ziviler Konfliktbe-
arbeitung und von der militärischen
Konfrontation zum Dialog einleiten. Das
wäre ein Signal, das weit über Afghani-
stan hinaus in vielen islamischen Ländern
gehört werden würde. Damit würde
gleichzeitig ein Ausweg aus der militäri-
schen Sackgasse sichtbar.

Anforderungen an die UNO

›› Der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen beendet seine Politik der Abstinenz,
was die Wahrnehmung seiner Verantwor-
tung für Afghanistan angeht und bedient
sich des in der Satzung der Vereinten Na-
tionen in Kap. VI („Die friedliche Bei-
legung von Streitigkeiten“) kodifizierten
Instrumentariums zur Wiederherstellung
von Frieden und Sicherheit in Afghanis-
tan. 

Anforderungen an die USA

›› Jegliche militärische Eskalation sowie alle
„Kollateralschäden“ zu vermeiden, die
Kampfhandlungen und Verfolgungen
einschließlich willkürlicher Verhaftung
und Folter einzustellen und Gespräche
mit allen Konfliktakteuren mit dem Ziel

aufzunehmen, den militärischen Kon-
fliktaustrag zu beenden.

›› Zu erklären, dass die USA nach einem
Abzug der Interventionstruppen ihre Mi-
litärstützpunkte auflösen und die volle
Souveränität Afghanistans respektieren
werde.

›› Die Politik der Zivilen Konfliktbearbei-
tung, die möglicherweise von Deutsch-
land betrieben wird, zu respektieren und
sie nicht durch militärische Aktionen zu
beschädigen.

›› Alles Erforderliche zu unternehmen, da-
mit die Landminen und die Bomblets der
US-Streubomben unschädlich gemacht
werden, so dass das Land wieder gefahrlos
betreten und bearbeitet werden kann.

Anforderungen an 
die Europäische Union 

›› Die EU setzt sich für die Etablierung ei-
nes friedlichen Konfliktlösungsmechanis-
mus nach dem Vorbild des „Helsinki-
Prozesses“ (Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit, KSZE) ein. Sie bietet
an, die hierbei gewonnenen Erfahrungen
einzubringen.

Anforderungen an die militärisch 
beteiligten Mitglieder der NATO

›› Die militärischen Aktionen einzustellen
und in gegenseitiger Abstimmung die
entwicklungspolitische Unterstützung
auszuweiten.

›› An die Zivilgesellschaften dieser Staaten,
sich in ihrem Lande für eine solche Wen-
de in der Bearbeitung des Afghanistan-
Konflikts einzusetzen.

›› Sich in ihren Stationierungsgebieten an
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der Beseitigung von Landminen und
Bomblets der US-Streubomben zu betei-
ligen. 

Anforderungen an die afghanischen
Stämme und Gruppierungen

›› Sich auf eine mögliche Wende der deut-
schen Politik konstruktiv einzustellen, die
Bereitschaft dazu öffentlich zu erklären
und die Regierung in Berlin daraufhin
anzusprechen.

›› Vorschläge für entwicklungspolitische
Projekte, die der armen ländlichen Bevöl-
kerung nutzen, auszuarbeiten und zu un-
terbreiten. Der geringe Ausbildungsstand
der afghanischen Bevölkerung ist ein
großes Hindernis auf dem Wege zu einer
eigenständigen Entwicklung. Es ist des-
halb notwendig, Alphabetisierung, schuli-
sche, berufliche und technische Ausbil-
dung in einer Weise zu fördern, die mit
den Traditionen und religiösen Vorstellun-
gen der afghanischen Gesellschaft verträg-
lich sind, aber die legitimen Ansprüche
benachteiligter Bevölkerungsgruppen, vor
allem von Frauen, aufgreifen.

›› Untereinander den Dialog über solche
Projekte zu suchen, um eine breite Unter-
stützung zu sichern.

›› Diesen neuen Ansatz abzusichern und die
darin engagierten Personen zu schützen.

›› Zu prüfen, ob sie emigrierte afghanische
Fachleute einladen wollen, um an Durch-
führungen von Projekten mitzuarbeiten.

›› Regionale Friedens-Jirgas abzuhalten, um
dort neben konkreten Projekten auch die
Perspektiven der gesellschaftlichen Ent-
wicklung des Landes zu erörtern. Dabei
gilt es auch, Taliban-Kräfte in den Dialog
einzubeziehen.

Anforderungen 
an die Gruppierungen der Taliban

›› Ihre Dialogbereitschaft öffentlich zu ma-
chen und diese nicht an Vorbedingungen
zu knüpfen, die von der Seite der Inter-
venten nicht oder noch nicht erfüllt wer-
den können.

›› Den Dialog untereinander und mit ande-
ren Kräften in Afghanistan aufzunehmen,
um eine gemeinsame gesellschaftliche
Perspektive zu entwickeln.
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›› Angriffe auf die Zivilbevölkerung des
Landes einzustellen.

›› Ihren politischen Alleinvertretungsan-
spruch zugunsten einer Politik der Ko-
operation aufzugeben.

Anforderungen an die Kräfte 
der ehemaligen Nord-Allianz und 
andere Warlords

›› Ihre Privatarmeen (Milizen) aufzulösen.
›› Die so frei werdenden Personen für Ent-

wicklungsprojekte im jeweiligen Bereich
einzusetzen.

›› Angriffe auf die Zivilbevölkerung des
Landes einzustellen.

Anforderungen 
an die Regierung in Kabul

›› Sich mit den in der nationalen Friedens-
Jirga zusammengeschlossenen Stämmen
in Verbindung zu setzen mit dem Ziel, die
Regierung auf eine breitere Basis zu stel-
len und den dominanten Einfluss der
Warlords und Opium-Barone im politi-
schen Prozess zurückzudrängen, sowie ei-
nen Dialog-Prozess zur Überwindung
von Gewalt in Gang zu setzen.

›› Gespräche mit den Taliban aufzunehmen
bzw. zu intensivieren, um sie in den poli-
tischen Prozess für Entwicklung und
Frieden einzubeziehen.

›› Schutzzölle zu errichten, um eine eigen-
ständige landwirtschaftliche, handwerkli-
che und industrielle Entwicklung zu er-
möglichen.

›› Freilassung von gefangenen Frauen und
Männern, denen keine strafrechtlichen
Vergehen nachgewiesen werden können.
Besonders Frauen werden oft mit höchst

zweifelhaften Vorwürfen in Gefängnissen
festgehalten.

Anforderungen an die Nachbarstaaten
Afghanistans

›› Keine Waffen nach Afghanistan zu liefern
und Lieferungen durch Waffenhändler zu
unterbinden.

›› Ihre wirtschaftliche Kooperation mit Af-
ghanistan zu stärken, auch wenn Afgha-
nistan für bestimmte Einfuhren Schutz-
zölle erheben sollte.

Anforderungen an die in Afghanistan
arbeitenden internationalen NROs

›› Sich einer solchen Politik der zivilen Kon-
fliktbearbeitung anzuschließen und sie
gegenüber deutschen Dienststellen und
anderen, sowie in der Öffentlichkeit zu
vertreten.

›› Aufgrund ihrer Erfahrungen Vorschläge
und Konkretisierungen auszuarbeiten
und untereinander zur Diskussion zu
stellen. Dabei müssten auch die günstig-
sten regionalen und lokalen Ansatzpunk-
te sowie Partner überlegt und Prioritäten
in Bezug auf die Art der Projekte ermittelt
werden.

›› Ihre Arbeit systematisch zu koordinieren,
um damit eine größere Effizienz zu erzie-
len.

›› Es gibt wenige friedenspolitische Ansätze
in der afghanischen Gesellschaft. Diese
stehen unter einem erheblichen Druck.
Mit einigen gibt es bereits durch den Zi-
vilen Friedensdienst und als Projekt mit
zivik-Mitteln geförderte Kooperations-
beziehungen. Die NROs sollten einen
engeren Austausch mit solchen Ansätzen
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suchen und diese in die Konzeptdiskussi-
on einbeziehen.

Die Rolle und Aufgaben der Friedens-
bewegung im Afghanistan-Konflikt 

›› Die für Frieden eintretenden Kräfte in
Afghanistan, wie z. B. die Nationale Frie-
dens-Jirga, zu unterstützen, sie in Europa
bekannt zu machen, ihr Kontakte und öf-
fentliche Foren zu öffnen und ihre Forde-
rungen zur Diskussion zu stellen.

›› Sich mit dem hier vorgeschlagenen Kon-
zept zu befassen und es bei Zustimmung
in der Öffentlichkeit und gegenüber den
politischen Parteien, Gewerkschaften
und Kirchen bekannt zu machen und zu
vertreten.

›› Das Konzept in den Gesellschaften der
NATO-Staaten zu verbreiten und in Zu-
sammenarbeit mit dortigen Bewegungen,
Gruppierungen und Institutionen Kam-
pagnen für eine Wende zu ziviler Kon-
fliktbearbeitung durchzuführen.

›› Den Konflikt ständig differenziert zu
analysieren. Die Kritik und die Gefahren
der jetzigen Militärintervention in Afgha-
nistan zu thematisieren und gegen diese
Politik zu protestieren.

›› Mit dieser Kritik auch Soldaten, die nach
Afghanistan geschickt werden sollen, zu
konfrontieren.

›› Gesellschaftliche und ökonomische In-
teressengruppen, die von einer Fortset-
zung des militärischen Konflikts zu profi-
tieren hoffen, öffentlich anzuprangern.

Widerstände, Probleme
und Interessen 
gegenüber einer solchen
Alternative
Die Militärinterventionen haben entgegen
allen Absichtserklärungen die Entwicklung
und Demokratisierung Afghanistans nicht
befördert. Da strategische Ziele in Süd- und
Zentralasien eine große Rolle spielen, ist mit
erheblichen Widerständen gegen die vorge-
stellte Alternative auf Seiten der intervenie-
renden Mächte zu rechnen. 

Der Militärorganisation NATO, der sich
tendenziell auch Japan anschließen wird, geht
es um ihre Kohärenz und die Fähigkeit, als
weltweites militärisches Interventionsinstru-
ment zu dienen und nicht zu versagen. Sie
muss also beweisen, dass sie einen solchen
Konflikt siegreich bestehen kann. Zivile Kon-
fliktbearbeitung steht quer zu diesem Ziel. 

Mit der hier vorgeschlagenen zivilen Frie-
denspolitik, die gleichzeitig eine Exitstrategie
aus den afghanischen Verstrickungen wäre,
würde Deutschland aller Voraussicht nach
unter starken Druck aus den USA und der
NATO geraten. Doch hat die Bundesrepu-
blik nicht die Verweigerung einer direkten
Beteiligung am Irak-Krieg gut ertragen kön-
nen? Außerdem würde damit eine fruchtbare
Auseinandersetzung innerhalb der NATO
über den Sinn weltweiter militärischer Inter-
ventionspolitik angeregt werden.

Der Schutz ziviler HelferInnen ist ein
schwerwiegendes Problem. Denn es ist nicht
auszuschließen, dass die genannten Projekte
von Al Qaida, Taliban-Gruppen oder auch
von rivalisierenden Kräften der afghanischen
Bevölkerung (z.B. bei Entwicklung von Al-
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ternativen zur Opiumproduktion) angegrif-
fen werden. Diese Angriffe reduzieren sich
auf ein Minimum, wenn örtliches Vorgehen
jeweils von den Jirgas abgesegnet wird und
die HelferInnen auf Einladung kommen (wie
es beispielhaft vom „Modell Erös“ / Kinder-
hilfe Afghanistan e.V. praktiziert wird). Es ist
ferner nicht auszuschließen, dass solche Pro-
jekte auch von den NATO-Truppen in ihre
Kampfhandlungen absichtlich oder unab-
sichtlich einbezogen werden.

Das Argument, Hilfe und Entwicklung
bedürften des militärischen Schutzes, greift
nicht. Denn erstens ist das ISAF-Militär oft
nicht in der Lage, die zivilen Helfer zu schüt-
zen, und zweitens halten viele Afghanen Hel-
fer unter militärischem Schutz nicht für neu-
tral, sondern für einen Teil der militärischen
Intervention. Dies umso mehr, wenn ISAF
zur kämpfenden Truppe und wenn „Zivilmi-
litärische Zusammenarbeit“ unter militäri-
scher Ägide (CIMIC bzw. ZMZ) praktiziert
wird. Entwicklungshelfer sehen sich deshalb
durch Militär eher gefährdet als gefördert.
Die Abstimmung von Projekten mit den je-
weiligen Kräften vor Ort und deren Beteili-
gung dürfte die beste Sicherung sein.

Die EU, die oftmals ihre Abhängigkeit
von der US-Hegemonialpolitik beklagt,
könnte in der hier vertretenen Politikwende
eine Chance sehen, ihre eigene Selbstständig-
keit auszuweiten. Dies würde voraussichtlich
zu Richtungskämpfen innerhalb der EU
führen, was allerdings um einer friedenspoli-
tischen Perspektive willen auch notwendig
ist. Eine zivile Alternative könnte auch von
Seiten der asiatischen Anliegerstaaten unter-
stützt werden, da sie die US-Interventionspo-
litik mit Sorge betrachten. In Iran könnte sie
als eine Stärkung der eigenen Sicherheit ge-

genüber Angriffstendenzen der USA verstan-
den werden.

Insgesamt handelt es sich um eine ambi-
tiöse und komplexe zivile Alternative, deren
Ziele über Afghanistan hinaus in den Be-
reich grundsätzlicher politischer Weichen-
stellung gehen. Man könnte durchaus von
einem Schritt auf dem Wege zum Vorrang
für zivile Konfliktbearbeitung sprechen. Es
lohnt sich also, auf den verschiedenen Ebe-
nen dafür einzutreten und zu arbeiten.

Anhang 1

Anmerkungen zu den 
historischen Hintergründen 
des Afghanistan-Konflikts

Grundelemente 
der afghanischen Entwicklung
Im Folgenden werden nur Grundelemente
der afghanischen Geschichte benannt, die
noch heute von Bedeutung für das Verständ-
nis des Geschehens in Afghanistan sind. Die
Geschichte des Landes kann in dem sehr
übersichtlichen Buch von Conrad Schetter
(2007) nachgelesen werden, auf das sich diese
Darstellung, wenn nichts anderes angegeben
ist, stützt.

Das Gebiet des heutigen Afghanistan war
vom Beginn des 16. bis zur Mitte des 18.
Jahrhunderts zwischen den persischen Safa-
widen, den nord-indischen Moguln und den
usbekischen Schaibaniden geteilt. Eine erste
Reichsgründung fand erst Mitte des 18. Jahr-
hunderts unter der paschtunischen Stammes-
föderation der Durrani statt, der fast 100 Jah-
re interne Machtkämpfe mit zwischenzeit-
lichen Konsolidierungen folgten. Erst im 19.
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Jahrhundert bürgerte sich der Name Afgha-
nistan ein. Afghane ist das Synonym für
Paschtune. Afghanistan ist also das Reich der
Paschtunen, das aber viele andere Völker, vor
allem Tadschiken, Usbeken und die schiiti-
schen Hazara mit einschloss.

Afghanistan war umgeben von starken
expandierenden Mächten: Russland im Nor-
den, Persien im Westen und Britisch-Indien
im Osten, zu dem auch das heutige Pakistan
gehörte. Im Laufe der Geschichte engten die-
se Nachbarn das ursprüngliche Herrschafts-
gebiet sehr ein. Afghanistan verlor den Zu-
gang zum arabischen Meer. 

Von 1838 bis 1919 wurden drei anglo-af-
ghanische Kriege geführt. Im ersten erlitt
Großbritannien eine verheerende Niederlage.
Das hatte jedoch eine weitgehende Isolierung
Afghanistans bis zum Beginn des 20. Jahrhun-
derts zur Folge. Großbritannien gelang es
1893, die Grenze zwischen Afghanistan und
Britisch-Indien, die Durand-Linie, durchzu-
setzen. Sie durchtrennt das paschtunische
Siedlungsgebiet, so dass auf beiden Seiten der
Grenze paschtunische Stämme leben. Diese
Grenze ist nach wie vor umstritten und spielt
gegenwärtig eine große Rolle, weil durch sie
Pakistan in den afghanischen Konflikt mit ein-
bezogen wird. Erst 1919 erlangte Afghanistan
seine Unabhängigkeit, freilich in einem sehr
eingeschränkten Gebiet ohne Meereszugang.

Die kommenden Jahrzehnte waren von ei-
nem ständigen Kampf um Modernisierung
und deren Abwehr durch die Stämme gekenn-
zeichnet. „Subjekt der Modernisierung - d.h.
jeglicher Reform – waren im 20. Jahrhundert
und sind potentiell weiterhin städtische Eliten.
Diese waren und sind stärker laizistisch geprägt,
zum großen Teil dari-sprachig (Dari = Hofspra-
che, Tadschikisch, mit Farsi = Neupersisch eng

verwandt; nicht die Sprache der überwiegenden
Mehrheit). Ein großer Teil dieser Eliten hatte im
Ausland studiert, viele in beiden deutschen Staa-
ten, wurde von entwicklungspolitischen Spezia-
listen sowohl aus den USA und Westeuropa als
auch aus der Sowjetunion und China beraten,
oft auch in einem Maße beeinflusst, das zur Ent-
fremdung dieser Elite(n) von der Bevölkerung
führte. Die Armee war schon vor 1973 (Sturz
der Monarchie) stark von sowjetischen – weniger
von westlichen – Beratern geprägt. 

Die Modernisierungsstrategien, die von die-
sen Eliten verfolgt wurden, waren vom sowjeti-
schen Entwicklungsweg (Zentralasien) stark be-
einflusst. Das gilt vor allem für Veränderungen
im sozialen Gefüge: Besitzreformen, Landver-
teilung, Wasserrechte und -verteilung.

Objekt der Modernisierung war eine teils
agrarische, teils nomadische Stammesbevölke-
rung, fast durchweg analphabetisch, geführt
von Clan-Oberen und Mullahs (letztere mit
meist sehr geringem Bildungsniveau), durchweg
islamisch und gleichzeitig einem die Clanherr-
schaft festigenden Gewohnheitsrecht folgend.
Die Landbesitzer, von denen die größeren ab-
wesende Landlords waren, und die Mullahs wi-
dersetzten sich den städtischen Modernisie-
rungsansätzen, schon zur Zeit der Monarchie,
und wandelten sich nach 1973 / 1979 zu Füh-
rern diverser Mujaheddin-Verbände, realiter
Warlords. Gegen ortsfremde Eliten populisti-
schen Widerstand und schließlich bewaffneten
Aufstand zu organisieren fiel ihnen um so leich-
ter, als sie die lokalen Sprachen und Dialekte
sprachen – eben nicht Dari. Zudem nutzten sie
den Islam, den unter der analphabetischen Be-
völkerung zu verbreiten ihr Monopol war, als
ideologisches Mobilisierungsinstrument.“ (Aus
einem Brief von Karl Grobe an A. B. v. 13. 7.
2008)
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Der Kampf um Modernisierung führte
1963 zu einer konstitutionellen Monarchie
mit einer Verfassung (1964). Zaher Schah
wurde 1973 gestürzt und die Republik ausge-
rufen. Im April 1978 putschte nach einer
Verhaftungswelle die in zwei Flügel gespalte-
ne kommunistische Partei erfolgreich gegen
die Regierung von Mohammad Daud. Dabei
hatte Moskau nicht die Hand im Spiel, war
doch Afghanistan ein zu rückständiges Land.

Der radikalere Flügel (khalq) der kom-
munistischen Partei setzte sich durch und
brachte alsbald wiederum die traditionalen
Kräfte insbesondere auf dem Lande gegen
sich auf. 

Stellvertreter-Krieg in Afghanistan
während des West-Ost-Konflikts

Die innerafghanische Auseinandersetzung
wurde nun für den West-Ost-Konflikt instru-
mentalisiert. Schon am 3. Juli 1979, also fast
ein halbes Jahr vor der sowjetischen Invasion,
unterschrieb Präsident Carter die erste Direk-
tive für eine geheime Unterstützung der radi-
kalen islamistischen, antikommunistischen
und fundamentalistischen Mujaheddin. Sie
sollten die säkulare kommunistische Regie-
rung stürzen. Der gewichtige außenpolitische
Stratege der USA, Brzezinski, war sich be-
wusst, dass diese Aktionen das Risiko für eine
militärische Intervention der Sowjets erheb-
lich erhöhen würde. Trotzdem befürwortete
er diese geheimen Aktionen, denn hierdurch
würde die Sowjetunion in die afghanische
Falle gelockt werden (http://de.wikipedia.org/
wiki/Zbigniew). Diese für die afghanische Re-
gierung gefährlichen Kämpfe veranlassten die
UdSSR, im Dezember 1979 tatsächlich in
Afghanistan mit katastrophalen Folgen für sie
selbst militärisch zu intervenieren.

Die USA waren auch nicht an der Beile-
gung des Krieges mit seinen vielen Opfern
und Zerstörungen interessiert, da der Krieg
in Afghanistan für die UdSSR eine riesige Be-
lastung darstellte. Brzezinski ist heute der
außenpolitische Berater von Barak Obama.
Er misst dem Sieg in Afghanistan eine impe-
rial-strategische Bedeutung bei. (Ritz, Hauke:
Blätter für deutsche und internationale Politik,
7/2008, 53ff.)

Nach dem Geneva Accord (1988) zwi-
schen Afghanistan, Pakistan, den USA und
der UdSSR zogen sich die sowjetischen Trup-
pen aus Afghanistan zurück. Es begann ein
innerafghanischer Machtkampf, der 1992
zum Sturz der „kommunistischen Regie-
rung“ in Kabul führte. Die „Widerstandspar-
teien“ einigten sich auf eine Übergangsregie-
rung. Afghanistan wurde „Islamische Repu-
blik“. Trotzdem gingen die Kämpfe mit
wechselnden Koalitionen bis 1996 weiter.
Durch sie wurde Kabul weitgehend zerstört.

Ab 1994 traten die Taliban als wichtige
Kraft im Südosten, im paschtunische Sied-
lungsgebiet auf. Ihre Entstehung ist anschei-
nend eng mit Aktivitäten des pakistanischen
Militärgeheimdienstes ISI (Inter Services 
Intelligence) verbunden und fand auch die
Unterstützung durch die USA. Sie knüpfen
an paschtunischen Stammestraditionen und 
-werten an. Ihr Kennzeichen und Instrument
ist ein radikal verkürzter und verfälschter Is-
lam. Sie verprachen aber auch Ordnung und
Frieden und kämpften gegen die in Cliquen-
fehden verhedderte Mujaheddin-Herrschaft.
Sie setzten sich nicht allein aus Koran-
Schülern pakistanischer und afghanischer
Medressen (Koran-Schulen) zusammen,
auch ehemalige Mujaheddin und khalqis
(Mitglieder des khalq-Flügels der kommuni-
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stischen Partei) waren beteiligt. Paschtuni-
sche traditionelle Eliten setzten zumindest zu
Beginn Hoffnungen auf sie, ihren früheren
Einfluss wiedergewinnen zu können. Wich-
tig bis zur Gegenwart war und ist, dass die Ta-
liban die ländliche paschtunische Bevölke-
rung wenig drangsalierten – während sie viel-
fach in schroffem Gegensatz zur städtischen,
häufig nicht paschtunischen Bevölkerung
standen.

Die Mujaheddin-Bewegungen schlossen
sich zur Nord-Allianz zusammen, die jedoch
nach wechselhaften, meist grausamen Kämp-
fen von beiden Seiten den Taliban nicht
standhalten konnte. Ihr blieb lediglich Ba-
dakschan und das Panjschirtal unter dem po-
pulären Führer Mas’du (Massoud) als Basis
erhalten, der zwei Tage vor dem 11. 9. 2001
durch einen Selbstmordanschlag ums Leben
kam.

Unter der Taliban-Herrschaft wurde die
Kriminalität im Lande erheblich vermindert.
Gleichzeitig stieg Afghanistan zum Dreh-
kreuz eines intensiven Schmuggels zwischen
Dubai, Iran, den GUS-Staaten und Pakistan
auf. Es wurde aber auch zur Drehscheibe eines
globalisierten Netzwerks militanter Islamisten
unter der Führung Osama Bin Ladens. Sie
brachten Geld ins Land und unterstützten die
Taliban in ihrem Kampf gegen die Nord-Alli-
anz. Sie durften Ausbildungscamps anlegen.
Daraus entwickelte sich das international ori-
entierte islamistische Netzwerk Al Qaida, von
dem 1998 die Anschläge auf die US-Botschaf-
ten in Dar-es-salam und Nairobi ausgingen.
Diese wurden von den USA mit Raketenan-
griffen auf die Ausbildungslager in Ost-Af-
ghanistan beantwortet. Im Dezember 2000
beschlossen die UN Sanktionen, die das Tali-
ban-Regime isolierten.

Für die US-Politik in Zentralasien wurde
unter dem Einfluss so wichtiger Außen- und
Militärpolitiker wie Brzezinski, Eagleburger
und Kissinger ein Konzept entwickelt mit
den Hauptzielen: „Stärkung der Unabhängig-
keit der Staaten in dieser Region von ihren
Nachbarn (insbesondere Russland, A. B.), Stär-
kung ihrer Bindungen an den Westen, Brechung
des russischen Monopols über die Öl- und Ga-
stransportwege aus der Region. Diese Zielset-
zung wurde im Jahre 2000 vom zuständigen
US-Unterausschuss des US-Repräsentanten-
hauses bestätigt.“ (Spoo, Eckart, in: Ossietzky
17.7.2008) In diesem Zusammenhang ging
es um den Bau einer Pipeline durch Afghani-
stan. Bei den erforderlichen Verhandlungen
wurden auch die Taliban einbezogen. Letzt-
lich kam eine Einigung nicht zustande und
das Projekt wurde auf Eis gelegt. 

Hamid Karsai, jetzt Chef in Kabul, fun-
gierte bei den Verhandlungen des Ölgiganten
Unocal mit den Taliban über den Bau einer
Pipeline als Berater des Konzerns. Auch der
spätere US-Sonderbeauftragte für Afghani-
stan, Khalilzad, kommt aus dieser Firma. Prä-
sident Bush erklärte in seinem Energiebericht
2001: „Aus energiepolitischer Sicht erhält Af-
ghanistan große Bedeutung auf Grund seiner
geographischen Lage als potentielle Transitroute
für Öl- und Erdgastransporte aus Zentralasien
hin zum arabischen Meer.“ (ebd.) Es geht in
Afghanistan also auch um Ressourcen, Han-
delswege, geostrategische Interessen und
nicht allein um den „War on Terror“.

Der 11. 9. 2001 und seine Folgen

Der Angriff auf das World Trade Center wurde
alsbald Al Qaida angelastet. Die USA werteten
den Terroranschlag völkerrechtlich als staat-
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lich zurechenbaren Angriff von außen und re-
klamierten das Recht auf Selbstverteidigung.
Die NATO rief erstmals in ihrer Geschichte
den Bündnisfall aus. Die USA bildeten eine
„Coalition against Terrorism“, der neben den
NATO-Mitgliedern auch Russland, Saudi-
Arabien und Pakistan angehörten.

Die Taliban verweigerten die Ausliefe-
rung Osama Bin Ladens an die USA, sondern
wollten ihn an den Internationalen Strafge-
richtshof nach Den Haag übergeben. Dies
aber wurde von den USA brüsk zurückgewie-
sen nach dem Motto: „Unconditional Sur-
render“. Die USA begannen daraufhin im
Rahmen der „Operation Enduring Freedom“
die Bombardierungen in Afghanistan. Dies
hatten sie bereits den Taliban im Juli 2001
angedroht, also weit vor dem 11.9.2001, als
diese die Modalitäten im Kontext des geplan-
ten Pipelinebaus abgelehnt hatten. Während
eines Treffens in Berlin wurde den Taliban-
Vertretern gesagt, entweder würden sie das
US-Angebot akzeptieren oder man würde sie
unter einem Teppich von Bomben begraben.
Die militärische Operationsplanung für den
Afghanistan-Krieg hatte das Pentagon dem-
entsprechend bereits im April 2001 fertigge-
stellt. (Angaben nach schriftlicher Mitteilung
von J. Rose vom 20.8.2008 und C.R. Hörstel,
Sprengsatz Afghanistan, S. 13 und S. 181f.)

Mit Kriegsbeginn ermutigten und unter-
stützten die USA zusammen mit Großbritan-
nien die ehemaligen Kräfte der Nordallianz,
gegen die Taliban militärisch vorzugehen.
Schon nach etwa zwei Monaten wurde Kabul
erobert, die Taliban-Herrschaft gestürzt und
die Verbrecher der Nord-Allianz an die
Macht gebracht. 

Auf der Petersberger Konferenz bei Bonn
sollte Ende 2001 ein politischer Neuanfang

begründet werden. Bei der Konferenz waren
jedoch im wesentlichen die Sieger der Nord-
allianz, die Peschawar-Gruppe als Vertreterin
pakistanischer Interessen, die Rom-Gruppe
um den früheren Schah und vorwiegend
Exilafghanen als Vertreter der Paschtunen be-
teiligt. Die große Bevölkerungsmehrheit der
ländlichen Paschtunen war nicht vertreten.

Bei der folgenden Regierungsbildung
spielten wiederum die Warlords der Nordalli-
anz eine große Rolle und die Exilafghanen,
die vielfach der realen Lebenswelt auf dem
Lande entfremdet waren.

Die geschlagenen Taliban zogen sich in
wenig zugängliche Regionen zurück und fan-
den Unterstützung bei paschtunischen Stäm-
men. Militärisch wandten sie sich Guerilla-
Taktiken zu. Sie regruppieren sich gegenwär-
tig wieder als jeweils lokale Kampfgruppen
mit ebenso lokaler Verankerung gegen jegli-
che Manifestation einer provinzialen oder ge-
samtstaatlichen Gewalt. Ihre Aktivitäten ste-
hen insgesamt unter der Führung durch Mul-
lah Omar und der Rahbari Shura, des 10-11-
köpfigen Führungsgremiums der Taliban, das
die wesentlichen Beschlüsse fasst. (C. Hörstel,
Sprengsatz S. 114; Lothar Rühl, „In Afghani-
stan steht die militärische Entscheidung weiter-
hin aus“, FAZ 22.6.2007, S. 10 )

Die Kriegführung der Interventionstrup-
pen mit ihren hohen „Kollateralschäden“, so-
wie das Fehlen einer wirklichen Hilfe zur
Bekämpfung von Armut auf dem Lande trei-
ben den Taliban immer neue Kämpfer auch
für Selbstmordattentate zu.

Die UN-mandatierte Schutztruppe ISAF
unter Führung der NATO ist für die Afgha-
nen nicht mehr unterscheidbar von den
Kampftruppen der Operation Enduring Fre-
edom (OEF). Über die Entsendung von Tor-
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nado-Aufklärungsflugzeugen neben seinen
Bodentruppen ist Deutschland mittlerweile
fest in die militärischen Kämpfe eingebun-
den, zumal es seit Juli 2008 auch noch eine
militärische Eingreiftruppe (Quick Reaction
Force) stellt. Seit 2001 war auch das KSK
(Kommando Spezial-Kräfte) der Bundeswehr
in Afghanistan in geheimen Missionen unter
OEF-Führung im Einsatz (nach Untersu-
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